
101. Urtheil vom 29. März 1875 in Sachen

Albert Lutz.

A. Mittelst Zuschrift vom 15. d. Mts. verlangt das könig¬

lich würtembergische Ministerium der auswärtigen Angelegen¬

heiten, unter Beilegung eines Haftbefehls des Untersuchungs¬

richters beim königlich würtembergischen Oberamtsgericht Laup¬

heim, die Auslieferung des am 10. d. Mts. in Zürich verhafteten

Albert Lutz von Teinach wegen Beihülfe zu dem in der Nacht

vom 28. auf den 29. Januar d. J. in Laupheim verübten

Raubmorde.

B. Albert Lutz bestreitet die Anwendbarkeit des Vertrages mit

Deutschland vom 24. Januar 1874 nicht, protestirt aber gleich¬

wohl gegen seine Auslieferung, weil er zum Voraus wisse, daß

ihm, als schon einmal gerichtlich Bestraften, von den heimath¬

lichen Gerichten kein Wort geglaubt und er dann vielleicht un¬

schuldig verurtheilt würde.

Das Bundesgericht zieht in Erwägung:

Die Anwendbarkeit des Auslieferungsvertrages zwischen der

Schweiz und dem deutschen Reiche vom 24. Januar 1874 ist

nicht direkt bestritten und unterliegt in der That keinem begrün¬

deten Zweifel. Einerseits gehört die Theilnahme an einem Raub¬

morde zu denjenigen Fällen, welche gemäß Art. 1 des erwähnten

Vertrages zur Auslieferung verpflichten und anderseits entsprechen

die von der würtembergischen Regierung eingesandten Akten¬

stücke den Vorschriften des Art. 7 ibidem. Die Beurtheilung

der Frage aber, ob der angeschuldigte Lutz des ihm zur Last

gelegten Verbrechens schuldig sei oder nicht, steht lediglich dem

kompetenten würtembergischen Richter zu und ist daher der von

A. Lutz für seine Protestation angeführte Grund nicht geeignet,

dieselbe zu rechtfertigen.

Demnach hat das Bundesgericht

erkannt:

Die vom königl. würtembergischen Ministerium der auswär¬

tigen Angelegenheiten verlangte Auslieferung des Albert Lutz

ist bewilligt.

theilt.


